
fene eingeht, erscheint eine sol-
che Aussage als menschenverach-
tender Zynismus.“ Josef Schießl

Schönau

Angst und bange
Zum Bericht „Darf sich nicht wie-
derholen“ vom 7. Oktober:

„Diese Flüchtlingswelle gilt es
aufzuhalten, denn ,wir schaffen
das‘ dann nicht mehr. Weder mit
der Wohnsituation in den Städten
und auf dem Land noch in den
Schulen mit unserem Lehrerman-
gel, und auch nicht unser Sozial-
system, das irgendwann kolla-
biert. Mir wird angst und bange
um unsere Zukunft und vor allem
die unserer Kinder und Enkel.“

Harald Lohner
Töging am Inn

Was wurde bisher getan?
Zum selben Thema:

„Es wurde von den Reisen von
Kanzlerin Merkel und anderer
Politiker berichtet, dass es das Be-
streben der Bundesregierung ist,
Fluchtursachen zu bekämpfen.
Nun hat uns Bundesinnenminis-
ter Seehofer vor einer gegebenen-
falls noch größeren Flüchtlings-
welle als 2015 gewarnt. Man muss
sich fragen, was die Bundesregie-
rung bisher dagegen getan hat.

Der türkische Präsident Erdogan,
dem das Wasser bis zum Hals
steht, braucht Erfolge. Er will nun
die Kurden vertreiben, da sie in
seinen Augen Terroristen sind.
Die Kurden haben aber eigentlich
(auch mit deutschen Waffen, G36
etc.) den Islamischen Staat be-
siegt. Amerikas Präsident Trump
will endlich seine Wahlverspre-
chen halten und die amerikani-
schen Soldaten aus den ,lächerli-
chen Kriegen‘ herausbekommen.
Die Drohung, die Präsident
Trump gegen Erdogan ausgespro-
chen hat, die türkische Wirtschaft
zu zerstören, wenn Erdogan etwas
unternehmen sollte, was Trump
in seiner Weisheit für tabu halte,
ist unbestimmt und die Wortwahl
nahe an einer unglaubwürdigen
Übertreibung. Somit scheint Er-
dogan freie Hand zu haben für sei-
nen Angriff auf Nordsyrien. Die
Folge werden Hunderttausende
von weiteren Flüchtlingen sein,
die sich Richtung Deutschland
auf den Weg machen werden.
Aber was macht Deutschland da-
gegen? Wir lesen von weiteren
Ausfuhrgenehmigungen für deut-

sche Waffen in die Krisenregion
Naher Osten. Man hört von kei-
nen Anstrengungen, die Türkei in
die Schranken zu weisen, sondern
nur von Zahlungen an Erdogan.
Kein Druck auf Amerika wurde
ausgeübt, die Truppen dort zu be-
halten, um die Stabilität zu si-
chern. Keine Anstrengungen
Deutschlands, mit eigenen Trup-
pen die Sicherheit der Region zu
gewährleisten. Man kann klar er-
kennen, was wirklich beabsichtigt
ist, obwohl davon gesprochen
wird, Fluchtursachen zu bekämp-
fen.“ Martin Häusl

Petting

Kontraproduktiv
Zum Bericht „,Das ist klassische
grüne Verbotspolitik‘“ vom 7. Ok-
tober:

„So lobenswert die Absichten
der Grünen sind, so kontrapro-
duktiv sind leider manche ihrer
Forderungen, so das Verbot für
Verbrennungsmotoren ab 2030.
Manche Menschen assoziieren
Verbrennungsmotor mit Diesel
oder Benzin, das muss aber nicht

sein. Ein Verbrennungsmotor ist
eigentlich eine recht universelle,
hochentwickelte Maschine, um
chemische Energie in Rotations-
energie umzuwandeln. Dabei
kommen aber auch viele verschie-
dene erneuerbare chemische
Energieträger in Frage: Bioetha-
nol, Biomethan, Wasserstoff. Das
alles kann ebenfalls in einem Ver-
brennungsmotor verbrannt wer-
den. Und der ultimative Vorteil
dabei ist: in vielen Fällen ist ein
Mischbetrieb mit Benzin möglich,
um so das diesbezüglich spärlich
ausgebaute Tankstellennetz zu
überbrücken. Beim Elektroauto
hat man hingegen keine Alternati-
ve: Man kann nur Strom tanken.
Und hier gibt es weder genügend
E-Tankstellen noch genügend
Strom aus erneuerbaren Quellen.
Hinzu kommt die äußerst res-
sourcenaufwändige Herstellung
der Lithium-Ionen-Akkus, die
vollständig aus dem Ausland im-
portiert werden müssen. Konkret
heißt das, ein Elektroauto ist um-
welttechnisch nicht besser, der
Schaden wird nur woanders (fern-
ab des Nutzers) erzeugt. Der größ-

te Fehler, den die Politik hier ma-
chen kann, ist, sich ausschließlich
auf E-Autos zu versteifen. Alterna-
tive Kraftstoffe mit Verbren-
nungsmotoren sind für aktiven
Umweltschutz unausweichlich.“

Kilian Brixel
Ruhmannsfelden

Zynismus
Zum Bericht „10 000 neue Mobil-
funkmasten“ vom 5. Oktober:

„Es dürfte sich herumgespro-
chen haben, dass es Menschen
gibt, die kaum noch einen Platz
zum Leben finden in unserem
Land, wo Leben und Gesundheit
eigentlich geschützt werden
müssten, weil sie schon jetzt sehr
stark unter den Auswirkungen des
Mobilfunks leiden. Wenn ange-
sichts vielfachen Leidens Herr Dr.
Wössner, der Sprecher der Ge-
schäftsführung der Deutschen Te-
lekom, im PNP-Interview beim
Problem der Standorte für ,10 000
neue Mobilfunkmasten‘ neben
Naturschutzgebieten und Wäl-
dern nur auf ,Eidechsen, die ver-
grämt werden müssen‘ als Betrof-
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Passau. Seit gut eineinhalb Jah-
ren steht Richard Mergner als Vor-
sitzender dem BUND Natur-
schutz in Bayern (BN), dem größ-
ten und ältesten Natur- und Um-
weltschutzverband im Freistaat,
vor. Im Interview mit der Heimat-
zeitung erklärt er, warum er die
„Fridays for Future“-Bewegung
gut findet, welche Punkte aus sei-
ner Sicht im Klimapaket der Bun-
desregierung fehlen, und was zur
Rettung des Waldes in Bayern
passieren muss.

Der BUND Naturschutz Bayern
ist ein Faktor. Ist es für Sie als Um-
weltverband gut, wenn die Grü-
nen als Partei erstarken und die
„Fridays for Future“ die Schlag-
zeilen bestimmen? Fühlen Sie
sich da abgehängt oder sagen Sie,
das ist gut, es geht schließlich um
ein gemeinsames Anliegen?

Richard Mergner: Danke, dass Sie
den BN als Faktor in der Umwelt-
politik ansehen. Das haben wir
uns aber auch mühsam erarbei-
tet. Dass wir es in Zeiten, wo eh-
renamtliches Engagement nach-
lässt, trotzdem schaffen, dass wir
nach wie vor Mitgliederwachstum
haben, ist natürlich ein Indikator
dafür, dass die Natur und die Um-
weltprobleme bei den Menschen
immer stärker Thema werden.
Daher freut es uns natürlich, dass
sich mit „Friday for Future“, wo
auch viele unserer eigenen Ju-
gendorganisationen dabei sind,
ausgehend von einer einzelnen
Schülerin, die Welt verändert hat.
Dass es überhaupt ein Klimakabi-
nett gibt auf Bundesebene, dass
wir heute die entsprechenden Be-
schlüsse bekommen für ein Kli-
maschutzgesetz, das kommt ja
nicht von ungefähr. Sondern das
ist tatsächlich zurückzuführen
auf diese Bewegung und auch auf
die Wahlerfolge der Grünen. Uns
wäre es natürlich lieber, wenn
auch die CSU und die Freien Wäh-
ler selber vor Jahren schon er-
kannt hätten, dass es da um eine
Überlebensfrage geht und dass
wir das Klima nicht schützen, weil
wir das Klima schützen müssen,
sondern weil wir unsere Lebens-
grundlagen schützen müssen.
Deswegen ist für uns die „Fridays
for Future“-Bewegung, die wir
unterstützen, ohne sie vereinnah-
men zu wollen, ganz wichtig, weil
sie auch dazu beigetragen hat,
dass die Diskussionen jetzt anders
geführt werden, als noch vor
einem Jahr.

Was die Regierung im
Klimapaket vorlegt, „ist

erschütternd wenig“

Heute soll das Klimapaket der
Bundesregierung verabschiedet
werden. Anfang der Woche gab es
Diskussionen, dass es wohl ent-
schärft werden wird. Was sagen

„Klimapaket ist eher ein kleines Päckchen“

Sie grundsätzlich zum Klimapa-
ket?

Mergner: Es ist gut, dass der Kli-
maschutz in der Spitze der politi-
schen Diskussion angekommen
und für alle Parteien inzwischen
Topthema geworden ist. Wir wis-
sen auch, dass das aber einen tief-
greifenden Wandel unseres ge-
samten wirtschaftlichen und per-
sönlichen Lebens bedeutet. Aber
wenn wir uns anschauen, wie vie-
le Millionen Menschen auf die
Straße gehen, und was die Bun-
desregierung als führende Indust-
rienation für Deutschland jetzt
vorlegt, dann kann man nur sa-
gen, es ist erschütternd wenig. Wir
werden damit die Pariser Klima-
schutzziele nicht einhalten. Und
wir laufen auch Gefahr, dass wir
die Obergrenzen, die die Bundes-
regierung und auch der Bundes-
tag gegenüber der Europäischen
Kommission verpflichtend einge-
gangen sind, nicht erreichen. Jetzt
sind schon im Bundeshaushalt
Strafzahlungen eingepreist, weil
wir vor allem im Verkehrsbereich
nichts eingespart haben, sondern
sogar noch höher gekommen
sind. Wenn man sich das Klima-
paket – oder eher Päckchen – an-
schaut, dann ist es erschütternd.
Die einleitenden Aussagen auf der
ersten Seite im CSU Vorstandsbe-
schluss zum Klimaschutz könn-
ten auch vom BUND Naturschutz
sein. Aber wenn man dann
schaut, wo wird es konkret, dann
wird ein Tempolimit abgelehnt,

Richard Mergner, Vorsitzender des BUND Naturschutz Bayern, kritisiert, dass die Bundesregierung „zu wenig mutig war“

dann gibt’s keinerlei Abstriche an
der bisherigen Infrastrukturpoli-
tik. Vor wenigen Tagen ist die A 94
in Betrieb genommen worden,
nebenher fährt eine nicht-elektri-
fizierte eingleisige Bahn. Allein im
Verkehrsbereich gibt es so viele
Mängel, da können wir nur sagen,
hier muss massiv nachgesteuert
werden und wir setzen hier auf
den Bundestag. Wir als BN for-
dern mehr Ehrlichkeit und mehr
Mut und wir glauben auch, dass
viele Menschen bereit sind, die-
sen Weg zu gehen.

„Wenn Bau-Projekte sich
verzögern, liegt es nicht an

den Umweltverbänden“

Mitte September haben mehrere
CDU-Politiker einen 11-Punkte-
Plan für schnelleres Planen und
Bauen neuer Bahnstrecken oder
Autobahnen vorgelegt. Um die
Verfahren zu beschleunigen, soll
unter anderem das Klagerecht
von Umweltverbänden einge-
schränkt werden, damit diese das
Verbandsklagerecht nicht pau-
schal für die Blockade von Infra-
strukturprojekten nutzen. Was
sagen Sie zu diesem Vorwurf?

Mergner: Das ist ein alter Hut. Wir
hatten schon in den 90ern das so-
genannte Verkehrswege-Pla-
nungs-Beschleunigungsgesetz,
um Autobahnprojekte und auch
partiell Schienenprojekte schnel-

ler durchzusetzen. Wir haben uns
natürlich auseinandergesetzt mit
diesem Vorwurf und ich kann sa-
gen: Es liegt nicht an Umweltver-
bänden, wenn Projekte verzögert
werden. Es liegt in der Regel da-
ran, dass von Anfang an nicht gut
genug geplant ist und vor allem
vermeintlich alternativlos geplant
wird. Wenn wir klagen, dann wie
beispielsweise bei der A 94, weil
wir da eine Alternative hatten,
nämlich den autobahngleichen
Ausbau der bestehenden Bundes-
straße. Gerade bei der Bahn ha-
ben wir in den letzten Jahren eine
sehr positive Entwicklung – si-
cherlich ausgelöst durch Stuttgart
21 –, dass die Bahn Planungspro-
zesse anders macht und versucht,
Konsens-Trassen zu finden. Das
vermissen wir bei der Straße. Eine
Mobilitätswende wird nicht be-
hindert durch berechtigte Klage-
möglichkeiten von Umweltver-
bänden und Bürgern, sondern
von einer schlechten Verkehrs-
politik. Ich habe gestern die PNP
gelesen und es ist ja schön, wenn
einem der Bundesverkehrsminis-
ter Scheuer aus einem kleinen
autonom fahrenden Bus ent-
gegenschaut. Aber dass Passau
Stadt und Landkreis noch nicht
einmal einen Verkehrsverbund
haben, der seinen Namen ver-
dient, da kann ich nur sagen, da
ist leider diese Region verkehrs-
politisches Entwicklungsland.

Stichwort Energiewende. Wind-
kraftanlagen werden nicht mehr
gebaut, es gibt viele Proteste. Was
sagen Sie zu Windkraft in Bay-
ern?

Mergner: Wenn wir in Bayern die
Energiewende und den Klima-
schutz dezentral voranbringen
wollen, dann brauchen wir zum
einen eine radikale Energieein-
sparung, die nur mit entsprechen-
der Technik machbar ist. Diese
Technik ist vorhanden, es ist nur
die Frage, ob sie eingesetzt wird.
Und dann brauchen wir eine Ver-
vierfachung der Photovoltaikan-
lagen und eine Verdoppelung der
Windkraftanlagen. Die Windkraft
ist in Bayern nahezu zum Erliegen
gekommen, aus vier Gründen.
Der erste ist: Sie ist schlechtgere-
det worden. Zweitens hat Minis-
terpräsident Söder noch im Wahl-
kampf gesagt, in Bayern weht
nicht genug Wind und er will die
Landschaft nicht zerstören. Der
dritte Grund war, dass auch unter
einem Wirtschaftsminister Gabri-
el auf Druck der CDU/CSU die
Grundlagen für Windkraft so ver-
ändert worden sind, dass es von
dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz zu einem Ausschreibungs-
modell kam. Das heißt, viele unse-
rer Leute haben in Bürgerenergie-
genossenschaften gearbeitet,
wollten auch in Windkraft inves-
tieren, haben dann aber gesagt,
ich kann doch nicht 200 000 bis
300 000 Euro für Planungskosten
in die Hand nehmen und dann
krieg ich den Zuschlag nicht. Und
dann kam noch die Abstandsrege-
lung. Jetzt haben wir partiell eine
Anti-Windkraft-Stimmung und
jedes Windrad wird beklagt. Wir
setzen uns dafür ein, Windkraft
nach Plan, am richtigen Standort
mit entsprechender Bürgerbetei-
ligung. Und die 10H-Abstandsre-
gel muss weg.

Kommen wir zum Thema Wald.
Der hat auch in Bayern durch
schwere Stürme, extreme Dürre
und den Borkenkäfer stark gelit-
ten. Was muss zur Rettung des
Waldes passieren?

Mergner: Sorgen macht uns, dass
die Klimakrise gerade hier in der
Region auch spürbar wird – nicht
nur die Trockenschäden, sondern
auch die Anfälligkeit für den Bor-
kenkäfer. Wir müssen hier mit rie-
sigen Entwaldungen rechnen,
wenn nicht gegengesteuert wird.
Wichtig ist aber dabei nicht nur,
dass ich Bäume pflanze, sondern
dass der Wald von selber wachsen
kann. Und dafür muss die Jagd
stimmen, damit der Wald ohne
Zaun und ohne Plastik-Einzel-
schutz von unten hochwachsen
kann – und zwar der Mischwald
und vor allem die Tanne. Wir ha-
ben noch zu viele Rehe, die die
jungen Bäumchen verbeißen. Das
kann man sich vorstellen wie
einen Rasenmäher, der da drüber

geht. Wir setzen uns mit den Jä-
gern dafür ein, dass die Wildstän-
de so sind, dass der Zukunftswald
wachsen kann. Wenn wir das
nicht in den Griff kriegen, nutzen
uns irgendwelche Pflanzungen –
egal ob fünf oder zehn Millionen
Bäume – nichts, weil wenn sie ge-
fressen werden, dann haben wir
keinen Effekt, weder für den Kli-
maschutz noch für Stabilität der
Wälder. Und in Sachen Borkenkä-
fer setzen wir uns massiv dafür
ein, dass das Holz verwertet wird.
Also eine ganz konkrete Forde-
rung, die ich mir auch in dem Kli-
ma-Papier erwartet hätte, wäre,
dass öffentliche Bauten nur noch
mit Holz errichtet werden. Das
wäre eine Ansage gewesen. Wir
brauchen hier Absatz.

„Wir werden ein zweites
Volksbegehren zum
Flächenfraß prüfen“

Muss sich bei der Holzverwertung
dann nicht auch was an der Preis-
politik ändern? Was kann man
da tun?

Mergner: Ja, es muss für Absatz
gesorgt werden. Dabei wäre eine
klare Strategie für die nächsten
Jahre wichtig. Unsere Forderung
an den Nationalpark war ja auch,
dass sie bis auf wenige Randberei-
che ihre Borkenkäferbekämpfung
einstellen, damit überhaupt ge-
nügend Maschinen und Personal
da ist, um in Privatwäldern arbei-
ten zu können. Das ist ja momen-
tan der Engpass. Und dann wer-
den zentrale Holzlager gebraucht,
um nicht in den Markt, der ohne-
hin zusammengebrochen ist,
noch weiter mit Holz reinzuge-
hen. Wir als BN haben vor dieser
Entwicklung des Waldsterbens
2.0, die wir jetzt haben, gewarnt.
Und deswegen – und da sind wir
wieder am Anfang – brauchen wir
kein Klimapäckchen, sondern ein
kraftvolles mutiges Klimaschutz-
gesetz, heruntergebrochen auf
die einzelnen Sektoren, um bei-
spielsweise auch das Eigentum
von Waldbesitzern zu schützen.

Wie geht es aus Ihrer Sicht beim
Thema Flächenfraß in Bayern
weiter?

Mergner: Wir haben uns sehr ge-
freut über die Koalitionsvereinba-
rungen der bayerischen Staatsre-
gierung, weil da zumindest als
Richtwert fünf Hektar pro Tag im
Freistaat drin stand. Wir haben
der Regierung dann auch einen
Vertrauensvorschuss gegeben,
dass sie das auch umsetzt. Jetzt se-
hen wir, dass es nicht umgesetzt
wird. Wir warten jetzt noch ein
bisschen und dann prüfen wir tat-
sächlich ein zweites Volksbegeh-
ren.

Das Interview führten Ernst Fuchs
und Carolin Federl.

Um eine dezentrale Energiewende in Bayern vollziehen zu können, braucht es Richard Mergner zufolge nicht
nur eine Vervierfachung der Photovoltaikanlagen, sondern auch eine Verdoppelung der Windkraftanlagen. Für
eine Windkraft nach Plan und am richtigen Standort setzt sich der BUND Naturschutz ein. − Foto: Jörg Schlegel


